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Eigentümerschutzgemeinschaft der 
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer 

in Mecklenburg-Vorpommern

Liebe Mitglieder, liebe Leser,

häufig befasste sich der Vorstand
von Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern in der Vergangen-
heit mit der Problematik der Ver-
fassungsmäßigkeit einer Erhe-
bung von Grundsteuern bei ei-
gengenutzten Immobilien. Die-
ses Thema steht mittlerweile
bundesweit in der Diskussion.
Zumal mit dem zunehmenden
Leerstand von Wohn- und Ge-
werberaum sowie den zweifelhaf-
ten konzerngesteuerten Energie-
und Gebührenexplosionen in

den letzten Monaten Eigentümer
und Vermieter im Land am wirt-
schaftlichen Existenzminimum
schweben. So könnten diese zu-
mindest bei den eigengenutzten
Immobilienobjekten künftig
steuerlich geringfügig entlastet
werden.

Beim Bundesverfassungsgericht
ist inzwischen eine Verfassungs-
beschwerde gegen die Besteue-
rung von Grundeigentum, wel-
ches zu eigenen Wohnzwecken
genutzt wird eingereicht. In ihrer
Argumentation stützen sich die
Beschwerdeführer auf den bereits

1995 ergangenen Beschluss des
Bundesverfassungsgerichtes zur
Vermögenssteuer. Bei der Grund-
steuer handelt es sich um eine
Steuer auf einen erwarteten,
theoretisch erzielbaren Ertrag
(der in der Regel aus Vermietung
oder Verpachtung kommt). Ein
zu eigenen Wohnzwecken ge-
nutztes Grundstück steht jedoch
generell nicht für die Erzielung
von Einkünften zur Verfügung.
Daher wird in diesem Fall aus-
schließlich die Substanz des Ver-
mögens besteuert.

Unseren Vorständen in den
Haus & Grund-Ortvereinen ist zu
empfehlen, konkret nachzuprü-
fen, wie die Grundsteuer vor Ort
behandelt wird. Es gibt da regio-
nal zum Teil Unterschiede. An-
sonsten sollte bei der Gemeinde
bzw. Stadt Widerspruch gegen
noch nicht rechtskräftige sowie
zukünftig ergehende Grundsteu-
erbescheide erhoben oder beim
Finanzamt Einspruch gegen
Grundsteuermessbescheide ein-
gelegt und unter Hinweis auf die
laufende Verfassungsbeschwerde
(Az.: 1 BvR 1644/05) das Ruhen
des Verfahrens beantragt werden.
Die Ortsvereine von Haus &
Grund sollten diesbezüglich re-
gionale Veranstaltungen planen
und Steuerberater bzw. Steuer-
fachleute hinzuziehen. Diese
können bei Bedarf betroffene
„Immobilieneigennutzer“ bei der
Führung von „Rechtsbehelfsver-
fahren“ unterstützen.

Ihr Erwin Mantik
Ehrenpräsident H&G M-V

Die Verfassungsmäßigkeit der Grundsteuer
gehört auf den Prüfstand

In der neuen Landesgeschäfts-
stelle von Haus & Grund Meck-
lenburg-Vorpommern befasste
sich Mitte Oktober die Arbeits-
gruppe Internet/Medien unter
der Leitung des Vizepräsidenten
Günter Westendorf unter ande-
rem über künftige Strukturen des
Verbandes, Haus & Grund-Card

Angebote des Zentralverbandes,
Neugliederung der Vereins- und
Mitgliedernummern nach dem
Sitz des Vereins entsprechend des
amtlichen Gemeindeverzeichnis-
ses sowie Entwicklungen der In-
ternet-Angebote für unsere Mit-
glieder. 

Arbeitsgruppe des Landes-
verbandes tagte in Schwerin

Die Teilnehmer der ersten Arbeitsgruppensitzung des Landesver-
bandes in der neuen Landesgeschäftsstelle. V. l. n. r.: Werner Wer-
nicke, Schwerin; Günter Westendorf, Hagenow; Klaus Kelling, Ros-
tock und Erwin Mantik, Schwerin. Nicht im Bild: Thomas Kowalski
Rostock.

Liebe Leser, die enormen Stei-
gerungen von Strom-, Gas- und
Heizölkosten sowie den kommu-
nalen Gebühren und Abgaben
haben inzwischen einen Stand
erreicht, der die Mietnebenkos-
ten explodieren ließ und eine ex-
treme Abschöpfung der „Kauf-
kraft“ der Bürger nach sich zog.
Vermieter wie Mieter sind glei-
chermaßen davon betroffen.
Während Artikel der täglichen
Grundversorgung, wie z. B. Le-
bensmittel mit sieben Prozent
Mehrwertsteuer belegt sind, soll-
te das Anstreben einer nachhalti-
gen Senkung der Nebenkosten
für Wohnraummieten ebenfalls
ein zentrales Ziel der Wohnungs-
wirtschaft werden. Das ist der
Hauptgrund, weshalb Haus &
Grund Mecklenburg-Vorpom-
mern künftig auch eine geringere
Mehrwertsteuer für Wohnneben-
kosten fordert. Bei den in den
letzten Jahren stetig steigenden
Kosten vor allem bei der lebens-
notwendigen Ausstattung des
Wohnbereiches mit Energie be-
steht die Gefahr, dass die Wohn-
raum-Betriebskosten bald die
Höhe der Nettokaltmieten über-
steigen. 

Bereits heute sind viele Mieter
nicht mehr bereit, diese hohen
Kosten zu tragen und suchen ge-
genüber dem Vermieter nach
verschiedenen Ausreden und
imaginären Minderungsgründen,
umso die Wohnnebenkosten zu
senken. Da werden häufig unzu-
lässige Mietminderungen geltend
gemacht oder die Betriebskosten-
abrechnung angefochten, auch
wenn es hierfür meist keinen
konkreten Grund gibt. Denn die
hohen Wohnnebenkosten tref-
fen Eigentümer wie Mieter glei-
chermaßen und nehmen einen
Großteil des Nettoeinkommens
der Bevölkerung in Anspruch.
Damit wäre unserer Ansicht nach
eine Senkung des Mehrwertsteu-
ersatzes auf sieben Prozent für al-
le Energie- und Versorgungskos-
ten eine logische Schlussfolge-
rung. Es liegt doch kein Sinn da-
rin, dass der Staat die Wohnkos-
ten durch Steuern immer weiter
in die Höhe treibt und die Bürger
auf der Strecke bleiben. 

Die Unzufriedenheit hierüber
führt auch in Mecklenburg-Vor-
pommern immer häufiger zu ge-
richtlichen oder außergerichtli-
chen Auseinandersetzungen zwi-

schen Mietern und Vermietern.
Der Mieter sieht meist nur die
Gesamtkosten, die er an den Ver-
mieter zahlt. Das die Betriebskos-
ten nur Durchlaufkosten sind,
die der Vermieter weiterleitet,
wird kaum bedacht. Milch, Brot
oder sogar Bücher, die der Staat
als „Grundversorgung“ ansieht,
werden nur mit sieben Prozent
Mehrwertsteuer belegt. Gleiches
muss künftig auch für die Wohn-
nebenkosten gelten. Denn Wär-
me, Wasser, Strom, Müllentsor-
gung, Hausreinigung und viele
andere Kosten bei Dienstleistun-
gen aus dem Wohnumfeld gehö-
ren in Deutschland ebenfalls zur
Grundversorgung der Bürger und
werden mit 16 Prozent belegt.
Weshalb gibt es die steuerliche
Ungleichbehandlung bei Grund-
bedürfnissen der Menschen
durch die Bundesregierung? 

H & G Mecklenburg-Vorpom-
mern fordert von der neuen Bun-
desregierung die Gleichbehand-
lung bei der Grundversorgung:
Deshalb die Mehrwertsteuer-
senkung für Wohnnebenkosten
auf sieben Prozent!

E. Mantik , H&G M-V

Wohnen gehört auch zur Grund-
versorgung des Menschen 
Mehrwertsteuerabsenkung bei Nebenkosten gefordert

Unter Schwingungsschäden
versteht man zunächst direkte
Schäden an der Bausubstanz
durch Überschreiten der zulässi-
gen Spannungen einzelner Bau-
teile aufgrund dynamischer Be-
anspruchungen. 

Schwingungsmessungen
an Bauwerken

Durch Schwingungsmessungen
kann eine Gefährdung von Bau-
werken durch dynamische Belas-
tungen abgeschätzt werden. Da-
zu werden am Gebäude an ver-
schiedenen Stellen Messpunkte
zur Schwingungsmessung ange-
bracht (siehe Bild). In der Regel
werden triaxiale Messpunkte am
Fundament (MP3), horizontale
Messpunkte in der obersten De-
ckenebene (MP4) sowie vertikale
Messpunkte auf den Deckenmit-
ten (MP5, MP6) installiert, die
den Schwingungseintrag in das
Gebäude – die Immission –- und
die Schwingungsbelastung auf-
nehmen. 

Auswirkungen von
Erschütterungen

• Direkte Schäden an Bauwerken
• Indirekte Schäden an Bauwer-
ken
• Belästigung von Menschen in
ihrem Wohnbereich

Die wichtigste Norm für Er-
schütterungen im Bauwesen ist
die DIN 4150.
• Im Teil 1 werden Anhaltspunk-
te zur Vorermittlung von
Schwingungsgrößen bei verschie-
denen Erschütterungsquellen ge-
geben. 
• Im Teil 2 wird die Einwirkung
von Schwingungen auf Men-
schen in Gebäuden behandelt. Es
werden Hinweise zur Messung
und zur Auswertung gegeben.
Anschließend wird ein Verfahren
beschrieben, das die Beurteilung
bezüglich einer Belästigung von
Menschen erlaubt. Als weitere
Grundlage ist hier die VDI 2057
zu nennen. 
• Im Teil 3 wird die Einwirkung

auf bauliche Anlagen behandelt,
wobei frequenzabhängige Grenz-
werte für die maximal zulässigen
Schwinggeschwindigkeiten am
Bauwerk angegeben werden. 

Schwingungsbelästigung
von Menschen

Grundlage für die Beurteilung
der Einwirkungen von Schwin-
gungen auf den Menschen ist die
DIN 4150 (T2) „Einwirkungen
auf Menschen in Gebäuden". Mit
Hilfe des in dieser Norm be-
schriebenen Beurteilungsverfah-
rens können beliebige Schwin-
gungsvorgänge bewertet werden. 

Wahrnehmungsstärke
oder bewertete
Schwingstärke

Im allgemeinen werden
Schwinggeschwindigkeiten von
0,1 bis 0,4mm/s als gerade spür-
bar eingestuft. Die kleinsten zu-
lässigen Anhaltswerte für das
Fundament eines Bauwerkes lie-

gen bei 3 mm/s behandelt. Eine
Belästigung von Menschen kann
also bereits stattfinden, wenn ei-
ne Gefährdung für das Bauwerk
noch ausgeschlossen ist. Insbe-
sondere ist hier anzumerken,
dass die Decken resonanzbedingt
meist wesentlich stärker schwin-
gen als die Fundamente oder Au-
ßenmauern. 

Der Zusammenhang zwischen
„Bewerteter Schwingstärke“ und
subjektiver Wahrnehmung ist ta-
bellarisch dargestellt. 

Bewertete 
Schwingstärke

Beschreibung der
Wahrnehmung

0 – 0,1 nicht spürbar

0,1 Fühlschwelle

0,1 – 0,4 gerade spürbar

0,4 – 1,6 gut spürbar

1,6 – 6,3 stark spürbar

> 6,3 sehr stark spürbar 

Schwingungsgefährdungen 
an und in Bauwerken

Zur Beurteilung der aufgezeich-
neten Schwinggeschwindigkei-
ten wird die Messzeit in einzelne
Takte von jeweils 30 s Dauer un-
terteilt. 

Das Urteil 

Schwingungsbelästigung durch
Straßenbahnlinie keine Beein-
trächtigung?

Das Oberlandesgericht Celle
(Urteil vom 17.11.2004, 4 U 154/
04) sieht in der Überschreitung
der Grenzwerte für Geräusch-
und Schwingungsimmissionen
aus einer DIN nicht zwingend ei-
ne wesentliche Beeinträchtigung
der Nutzung benachbarter
Grundstücke zu Wohnzwecken.

Der Kläger, Eigentümer eines
Grundstücks in unmittelbarer
Nachbarschaft einer Straßen-
bahnlinie, verlangte Reduzierung
der durch den Betrieb der Bahn
verursachten Erschütterungen.
Das Landgericht holte ein Gut-
achten ein, das eine Überschrei-
tung der Richtwerte der DIN
4150 (Erschütterungen im Bau-
wesen/Auswirkungen auf Men-
schen) bestätigt, und gab der Kla-
ge statt. Das OLG hob das Urteil
in zweiter Instanz auf.

Zwar habe das Gutachten eine
Überschreitung der Grenzwerte
der DIN bestätigt. Dennoch müs-
se der Kläger die Immissionen
dulden. Er sei nur unwesentlich
beeinträchtigt. Maßstab für die
Beurteilung der Wesentlichkeit
der Beeinträchtigung sei das
Empfinden eines „verständigen
Durchschnittsmenschen“ und
das, was diesem unter Würdi-
gung anderer öffentlicher und
privater Belange zuzumuten ist.
DIN-Normen dürften nicht starr
angewendet werden. Es sei stets
zu fragen, ob die konkreten Um-
stände des Einzelfalls eine abwei-
chende Beurteilung nötig mach-
ten. Nach Abwägung aller Um-
stände, wie Intensität und Dauer
der Erschütterungen, mitursäch-
liche sonstige Lärmquellen, Bau-
art des Hauses, Prognose der zu-
künftigen Lärmentwicklung usw.
sei dies hier der Fall.

Mit Urteil vom 10. März 2005
(Az.: 11 R 54/03) hat der Bundes-
finanzhof entschieden, dass eine
Schenkung von den Schwiegerel-
tern auf das Schwiegerkind ver-
wirklicht wird, falls Schwiegerel-
tern unter Mitwirkung ihres Kin-
des schenkweise Grundstücks-
eigentum unmittelbar auf den
Ehegatten ihres Kindes (Schwie-
gerkind) übertragen.

In einer solchen Zuwendung
könne auch dann kein schen-
kungsteuerrechtlich beachtlicher
Durchgangserwerb des Kindes
liegen, wenn die Zuwendung auf
„Veranlassung des Kindes“ erfol-
gen soll und als ehebedingte Zu-
wendung des Kindes bezeichnet
wird. Eine Schenkung des Kindes
an seinen Ehegatten kommt un-
ter diesen Umständen nicht in
Betracht. Im zugrunde liegenden
Fall waren die Schwiegereltern

des Klägers je zur Hälfte Eigentü-
mer einer Eigentumswohnung.
In einem notariellen Vertrag
übertrugen sie ihrer Tochter ei-
nen hälftigen Miteigentumsan-
teil an der Wohnung. Zudem
wurde in dem Schenkungsvertrag
bestimmt, dass auf Veranlassung
der Tochter ihr Ehemann (Klä-
ger) die andere Hälfte der Woh-
nung als deren ehebedingte Zu-
wendung schenkweise erhalten
sollte.

Das Finanzamt setzte gegen
den Kläger Schenkungssteuer we-
gen eines Erwerbs von seiner
Schwiegermutter fest. Dagegen
vertrat der Kläger die Auffassung,
dass es sich um eine Schenkung
seiner Ehefrau gehandelt habe,
für die wegen der entsprechen-
den Freibeträge keine Schen-
kungssteuer anfallen könne. Die
hiergegen gerichtete Klage hatte

vor dem BFH keinen Erfolg.
Nach Auffassung des BFH muss
der Kläger Schenkungssteuer zah-
len, da eine Zuwendung der
Schwiegereltern an den Kläger
vorliege. Eine Schenkung der
Ehefrau an den Kläger sei nicht
gegeben, weil es bei Zwischen-
schaltung eines Dritten für die
Person des Zuwendenden darauf
ankomme, ob der Dritte über ei-
ne eigene Entscheidungsmög-
lichkeit hinsichtlich der Verwen-
dung des Schenkungsgegenstan-
des verfüge. Damit scheidet die
Ehefrau als Zuwendende aus.
Auch das eheliche Güterrecht
rechtfertige es nicht, eine vorü-
bergehende Bereicherung der
Ehefrau anzunehmen, mit der sie
dem Kläger den Miteigentumsan-
teil an der Eigentumswohnung
verschafft haben könnte.

Fälligkeit bei Zuwendungen von Schwiegereltern
an Schwiegerkinder

SCHENKUNGSSTEUER

Bezieht sich ein Vermieter bei
einer Mieterhöhung auf den ört-
lichen Mietspiegel, so kann er
nicht die vereinbarte Bruttokalt-
miete mit der im Mietspiegel auf-
geführten Nettokaltmiete verglei-
chen. Der Miethöhe im Mietspie-
gel sind allerdings die Betriebs-
kosten hinzuzurechnen, die der
Vermieter im Außenverhältnis
gegenüber der Gemeinde und
den Versorgungsunternehmen zu
tragen hat. (Kammergericht Ber-
lin 8 U 127/04).

Brutto- oder
Nettomiete?
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IMPRESSUM

Gaspreisvorbehalt gegen einseitige Gaspreiserhöhung 

Absender: ______________________________ 

 ______________________________ 

 ______________________________ 

Adresse des Energieversorgungsunternehmens: 

  ______________________________ 

  ______________________________ 

  ______________________________ 

Ort, Datum ______________________

Gaspreiszahlung unter Vorbehalt einer Rückforderung  

Kundennummer: ____________________________ 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit widerspreche ich Ihrer zuletzt vorgenommenen einseitigen Gaspreiserhöhung. Zugleich 
erhebe ich gegen Ihre Gaspreisstellung insgesamt und damit auch gegen Ihre jüngste Gaspreis-
erhöhung die Einrede des § 315 BGB. Zudem bestreite ich die Angemessenheil Ihrer Gaspreis-
stellung. 

Aus diesem Grund leiste ich den in der Jahresabrechnung ausgewiesenen Rechnungsbetrag und 
die festgesetzten Vorauszahlungsbeträge unter dem Vorbehalt der Rückforderung, ohne Anerken-
nung einer Rechtspflicht und ohne Übernahme der Beweislast. 

Ich bitte Sie, mir unverzüglich nachvollziehbar und so, dass es von mir überprüft werden kann, 
durch Offenlegung Ihrer Kalkulation nachzuweisen, dass Ihre Gaspreisstellung insgesamt und 
damit auch Ihre jüngste Gaspreiserhöhung billig und angemessen ist. 

Schon jetzt mache ich einen Rückforderungsanspruch hinsichtlich der Erhöhungsbeträge für den 
Fall geltend, dass Landeskartellbehörden und/oder die Bundeskartellbehörde die Missbräuchlich-
keit Ihrer Preisgestaltung und/oder ein Gericht deren Unbilligkeit feststellt. 

Ich bitte Sie, mir den Empfang dieses Schreibens zu bestätigen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Inzwischen überflutet uns im
gesamten Energieversorgerbe-
reich eine neue Kostensteige-
rungswelle. Auch die Gaspreise
wurden und werden nahezu flä-
chendeckend angehoben. In
manchen Landesteilen steht eine
weitere Erhöhung noch bis zum
Jahresende 2005 bevor. Haus &
Grund Mecklenburg-Vorpom-
mern hatte bereits im Dezember
2004 empfohlen, die Zahlungen
nach Gaspreiserhöhungen künf-
tig nur noch unter dem aus-
drücklich erklärten Vorbehalt der
Rückforderung überzahlter An-
teile zu überweisen. Auf keinen
Fall jedoch sollten sie die Zah-
lungen gänzlich einstellen, um
ggf. Sperrsanktionen der Versor-
ger zu verhindern.

Diese Empfehlung unseres Lan-
desverbandes erfolgte aus dem
Grund, Versorgungssperren so-
wie grundsätzlich Klagerisiken zu
vermeiden. Die Fachliteratur und
sogar die Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs haben dieses
Vorgehen inzwischen bestätigt:
Droht den Tarifkunden eine Ver-
sorgungssperre, bedeutet das für
ihn ein empfindliches Risiko. Da-
her bleibt es auch bei einer Zah-
lung unter dem Vorbehalt der
Rückforderung bei der Beweislast
des Versorgungsunternehmens

für die Billigkeit seiner Leistungs-
bestimmungen. In der Praxis
können die Tarifkunden zudem
ihren Vorbehalt sicherheitshal-
ber spezifizieren, etwa in dem sie
ausdrücklich ohne Anerkennung
einer Rechtspflicht und ohne
Übernahme der Beweislast leis-
ten. Dann gilt der Grundsatz,
dass der Energieversorger die Er-
höhung der durchschnittlichen
Bezugskosten seit der letzten
Preiserhöhung darlegen und be-
gründen muss (Beweiserleichte-
rung zu Gunsten des Tarifkun-
den aufgrund der Sachnähe des
Versorgungsunternehmens zur
Preiskalkulation). Der Landesver-
band unterstützt die Vorhaben
der Bundes- und Landeskartell-
ämter zwecks Überprüfung der
aktuellen Gaspreiserhöhungen.

Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern veröffentlicht aus
diesem Grund ein Musterschrei-
ben gegen die erneut erfolgenden
Gaspreiserhöhungen (zum direk-
ten Abkopieren aus der Zeitung)
und bitten unsere Mitglieder da-
rum, ihr Recht der Rückforderung
kalkulativ nicht nachweisbarer,
überhöhter Gaspreise direkt wahr-
zunehmen. Wer gegenüber den
Versorgern nicht reagiert, hat spä-
ter kaum eine Chance auf Rückga-
be seines überzahlten Geldes.

Musterschreiben gegen
rechtswidrige Gaspreis-
erhöhungen nutzen

ERBBAURECHTSVERORDNUNG

Notare müssen den Erwerber
eines Erbbaurechts darauf hin-
weisen, dass ein Grundstücksei-
gentümer trotz einer Zustim-
mung zur Veräußerung des
Rechts die Zustimmung zur Be-
lastung verweigern kann (Bun-
desgerichtshof, 02.06.2005, IH
ZR 306/04).

Im vorliegenden Fall beurkun-
dete der Notar einen Vertrag, mit
dem der Kläger ein Wohnungs-
erbbaurecht kaufte. In der nota-
riellen Urkunde war bei der Be-
schreibung des verkauften Erb-
baurechtes darauf hingewiesen,
dass das Erbbaurecht nur mit Zu-
stimmung des Grundstücksei-
gentümers veräußert und mit
Grundpfandrechten belastet wer-
den durfte. Der Notar wies je-
doch nicht darauf hin, dass die
erforderliche Zustimmung des Ei-
gentümers auch getrennt für die
Veräußerung erteilt und für die
Belastung verweigert werden
konnte (vgl. § 5 Erbbaurechtsver-
ordnung). Die Eigentümer erteil-
ten ihre Zustimmung zur Veräu-
ßerung, verweigerten jedoch ihre
Einwilligung für die Belastung
des Erbbaurechtes. Der Kläger
nahm den Notar auf Schadenser-
satz in Anspruch.

Der Notar verstieß gegen seine
Rechtsbelehrungspflicht aus § 17
Abs. 1 S. 1 Beurkundungsgesetz
und seine erweiterte Belehrungs-
pflicht aus § 14 Abs. 1 S. 1 Bun-
desnotarordnung. Er muss darauf
hinweisen, dass die Grundstücks-
eigentümer nicht verpflichtet
sind, die Zustimmung zur Veräu-

ßerung und zur Belastung des
Erbbaurechtes einheitlich zu er-
teilen. Die hieraus folgenden Ge-
fahren und die Möglichkeiten,
ihnen entgegenzuwirken, muss
er aufzeigen. Dazu gehören auch
die Umstände, die außerhalb der
Beurkundung liegen und als wei-
tere Voraussetzungen erforder-
lich sind, die zur Erreichung der
mit dem Rechtsgeschäft beab-
sichtigten Wirkung, die unmit-
telbaren Rechtsfolgen und etwai-
gen Hindernisse beim Vollzug
des beurkundeten Rechtsgeschäf-
tes.

Nach diesen Maßstäben durfte
sich der Notar nicht nur darauf
beschränken, auf die Zustim-
mungsbedürftigkeit zur Veräuße-
rung und Belastung des Erbbau-
rechtes hinzuweisen. Vielmehr
hatte er die weitergehende Beleh-
rung gemäß § 14 BNotO zu ertei-
len, da für den Fall, dass die Ei-
gentümer mit der Veräußerung,
nicht aber mit der Belastung ein-
verstanden waren, der Vollzug
des beurkundeten Rechtsgeschäf-
tes gefährdet war.

Stimmt der Eigentümer nur der
Veräußerung zu, ohne auch die
Belastung zu bewilligen, scheitert
die Durchführung des Erbbau-
rechtsübertragungsvertrages,
wenn der Käufer, wie hier gel-
tend gemacht wird, zur Finanzie-
rung des Erwerbs auf die Belas-
tung des Erbbaurechtes mit ei-
nem Grundpfandrecht angewie-
sen ist, da er ohne dieses nicht in
der Lage ist, den Kaufpreis aufzu-
bringen.

Belehrungspflicht des Notars
bei „gespaltener“ Eigentümer-
zustimmung

Das Problem

Das Trinkwasser in älteren
Häusern mit Wasserrohren aus
Blei kann erhöhte Bleigehaltwer-
te aufweisen und dadurch die
Gesundheit gefährden. Dies ist
insbesondere der Fall, wenn das
Wasser längere Zeit in Bleirohren
gestanden hat (z.B. über Nacht).
Auch unabhängig von einer
möglichen Bleibelastung sollte
man nach längerer Standzeit das
erste Wasser aus der Leitung
nicht für den menschlichen Ge-
brauch (Ernährung, Waschen)
verwenden.

Gesundheitlich bedeutend ist
vor allem die schleichende Belas-
tung durch regelmäßige Aufnah-
me kleiner Bleimengen, die man
nicht merkt. Sie beeinträchtigt
die Blutbildung und Intelligenz-
entwicklung bei Ungeborenen,
Säuglingen und Kleinkindern.
Besonders empfindlich auf Blei
reagiert das sich entwickelnde
kindliche Nervensystem. Beim
Erwachsenen wird Blei ausge-
schieden oder in den Knochen
eingelagert. Es kann von dort
aber während Phasen erhöhten
Stoffwechsels (z.B. während der
Schwangerschaft) wieder ins Blut
gelangen. Dies erklärt, warum
neben Ungeborenen und Klein-
kindern auch junge Frauen und
Schwangere besonders vor einer
Aufnahme von Blei geschützt
werden müssen.

Das Gesetz

Die Europäische Trinkwasser-
verordnung (TVO) sieht vor, das
auch Vermieter und Hauseigen-
tümer künftig verstärkt auf hohe
Trinkwasserqualität achten müs-
sen. Denn bereits seit Beginn des
Jahres 2003 ist die TVO in Kraft.
Es gelten seitdem verschärfte
Richtlinien. So haftet der Hausei-
gentümer selbst für die Trinkwas-
serqualität. Um künftig Ärger, ge-
sundheitliche Schäden durch
Schadstoffbelastungen und ggf.
sogar Bußgelder zu vermeiden,
sollten sie als Vermieter vorsor-
gen.

Abhilfe schaffen kann u. a. der
Einsatz von Wasserfiltern am
Hausanschluss oder an den Was-
serhähnen. Diese filtern sogar
Schadstoffe, wie Pestizide und
Medikamentenrückstände, aus
dem Wasser. Die TVO schreibt
auch vor, dass ein Vermieter die
Trinkwasserqualität in seinem
Gebäude gewährleisten muss.
Dabei ist mit dem so genannten
Trinkwasser nicht nur das Le-
bensmittel gemeint. Vielmehr
gilt als Trinkwasser zum Beispiel
neben Wasser zum Kochen auch
das Wasser für die Badewanne
oder die heiße Dusche. Bis dies
jedoch aus dem Wasserwerk
durch die Leitungen aus dem
Wasserhahn kommt, hat das Ele-
ment einen weiten Weg hinter
sich. Dennoch haftet der Vermie-
ter für das Wasser ab dem Ort, an

dem es in seiner Hausinstallation
angekommen ist. Bis zum Was-
serhahn muss dann der Vermie-
ter die Qualität gewährleisten. In
den Hausrohrleitungen liege je-
doch häufig das Problem.

Lösungsansätze für
Hauseigentümer 

Veraltete Bleirohre in Häusern
sind bis heute nicht selten ein
Grund für schlechte Trinkwasser-
qualität. Wurden die Häuser vor
1945 errichtet, muss man damit
rechnen, dass häufig Bleirohre
verwendet wurden. Kaum Garan-
tie, dass keine Bleileitungen vor-
handen sind, hat man in Häu-
sern, die bis 1973 gebaut wur-
den. Bei den jüngeren Nachwen-
debauten ist dies nicht mehr der
Fall. Haus & Grund Mecklen-
burg-Vorpommern rät Hausei-
gentümern, die Wasserinstalla-
tionen im Gebäude auf ggf. noch
vorhandene Bleileitungen zu
überprüfen. Sollte dies der Fall
sein, müssen sie möglichst bald
ausgetauscht werden. Das alte
Argument der Verkalkungskruste
in den Rohrinnenwänden zieht
dabei wenig, da durch alte Blei-
leitungen ansonsten Schadstoffe
in das Wasser gelangen können.
Das gilt vor allem für das Blei
selbst. Besonders Ungeborene
und Kleinkinder reagieren emp-
findlich auf Blei und deren Ver-
bindungen, welche das sich ent-
wickelnde Nervensystem stark

beeinträchtigt. Schadstoffe wie
Blei können bei Kontrollen der
Gesundheitsämter aufgespürt
werden. Denn Hauseigentümer
müssen künftig auch in Meck-
lenburg-Vorpommern vermehrt
mit einem Besuch des Gesund-
heitsamtes rechnen, die Wasser-
proben entnehmen. Bisher hatte
man nur öffentliche Einrichtun-
gen kontrolliert. Finden sich
Schadstoffe wie Blei und Kupfer
bzw. sonstige Beeinträchtigun-
gen in gefährlichen Mengen im
Wasser, haftet der Hauseigentü-
mer. Ihm drohen somit Bußgel-
der. Natürlich ist er auch ver-
pflichtet, Abhilfe zu schaffen. Im
schlimmsten Fall werden die
Mieter durch die Belastungen
krank. Für den Verursacher, in
dem Fall ist das der Vermieter,
kann dies eine Freiheitsstrafe be-
deuten. Haus und Grund Meck-
lenburg-Vorpommern rät allen
Mitgliedern, die Hausinstallation
zu überprüfen, damit diese Pro-
bleme gar nicht erst auftreten.

Kurz und gut …

Wer heute noch Bleirohre im
Haus hat, sollte diese schleunigst
seiner eigenen und der Gesund-
heit seiner Mieter zuliebe austau-
schen. Ausführliche Informatio-
nen zum Thema „Blei im Trink-
wasser“ finden Sie auf den Inter-
netseiten des Verbraucherminis-
teriums unter: http://www.ver-
braucherministerium.de 

Vermieter sollten verstärkt auf hohe
Trinkwasserqualität achten

Diese Kopiervorlage kann direkt übernommen werden.
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Unser Leser Herr B. aus Bad
Doberan rief uns mit der Bitte
an, zu klären, ob tatsächlich ein
Wintergartenkomplettangebot
für 5000 Euro realistisch sei. Ein
freundlicher Vertreter hätte ihn
angerufen und ihm das Schnäpp-
chenangebot unterbreitet.

Wir meinen: Lassen Sie die Fin-
ger von derart ominösen Ange-
boten. Denn normalerweise kos-
tet ein Wintergarten mittlerer
Qualität kaum unter 10.000
Euro, meist sogar deutlich mehr.
So einen angeblichen „Super-
preis“ erhält man in der Regel
nur für den Fall, dass man sich
verpflichtet, über zig Jahre aus
seiner Umgebung kaufinteressier-

te Menschen zu Vorführungen
und Besichtigungen in den eige-
nen Wintergarten einzuladen
usw. Man muss dann ggf. auch
eine Verpflichtung eingehen,
lange Zeit Prospektmaterial für
die Hersteller- und Montagefir-
ma zu verteilen und Neukunden
zu werben. 

Also bitte deutlich Abstand
halten von derartigen Anbietern.
Man sollte sich ohnehin mindes-
tens zwei bis drei Angebote von
seriösen Wintergartenanbietern
ansehen und bei Bedarf seinen
Berater im Haus & Grund-Verein
befragen, wer in der Region die
besten Preis-Leistungs-Angebote
unterbreitet.

Preis-Leistungs-Angebote
beachten

WINTERGARTENFALLE

Steigende Energiepreise, kom-
munale Abgaben auf Rekordni-
veau, immer teurere Reparatu-
ren, da kann dem Wohnungsei-
gentümer leicht die Freude an
dem mühsam ersparten Objekt
vergehen. Hier einige praktische
Tipps, wie Sie mitwirken können,
die Kostenspirale zu mildern.

Bei der Explosion der Energie-
preise fällt der erste Blick auf die
Heiz- und Warmwasserkosten.
Hier hat es jeder Wohnungsnut-
zer zunächst selbst in der Hand,
Kosten zu begrenzen. Das Absen-
ken der Raumtemperatur um ein
Grad bringt eine Kostenersparnis
von immerhin acht Prozent pro
Periode. Eine vernünftige Absen-
kung der Raumtemperatur ist je-
doch nur möglich, wenn an den
Heizkörpern gut funktionierende
Thermostatventile vorhanden
sind. Daher sollten diese zu Be-
ginn der Heizsaison überprüft
werden. Die Hausverwaltung der
Wohneigentumsanlage sollte na-
türlich dafür gesorgt haben, dass
die zentrale Heizungsanlage or-
dentlich gewartet ist. Es lohnt
sich, ggf. auch einmal nachzu-
fragen, was die Hausverwaltung
diesbezüglich bewerkstelligt hat.

Heizkostenverteilung
kritisch überprüfen 

So gilt es zu prüfen, nach wel-
chem Maßstab die Heizkosten in
der Wohnanlage verteilt werden.
Im Rahmen der Vorschriften ist
es zulässig, dass Heizkosten min-
destens zu 50, höchstens zu 70

Prozent nach dem gemessenen
individuellen Verbrauch verteilt
werden. Logisch, dass in Wohn-
anlagen mit 70 Prozent ver-
brauchsbezogener Kostenvertei-
lung der Spareffekt für den kos-
tenbewussten Bewohner am
höchsten ist. Es ist daher zu emp-
fehlen, die letzte Heizkostenab-
rechnung auf die Kostenvertei-
lung zu überprüfen. Ist der ver-
brauchsbezogene Kostenanteil
geringer als 70 Prozent, sollte in
Erwägung gezogen werden,
rechtzeitig vor der nächsten Ei-
gentümerversammlung einen
Antrag zu stellen, um den Vertei-
lerschlüssel zu ändern.

Weitere Einsparmöglich-
keiten kritisch hinter-
fragen

Haben wir eine modernere Hei-
zungsanlage? Ist eine Verbesse-
rung der Isolierung des Hauses
möglich? Lohnt sich ggf. der Ein-
bau neuer Fenster oder eine Re-
paratur? In jedem Fall jedoch
lohnt es sich, auf der nächsten
Eigentümerversammlung diese
bzw. ähnliche Themen zu disku-
tieren.

Wirtschaftsplan nicht
leichtgläubig hinnehmen

Nicht nur die Energiepreise sor-
gen für Unbehagen, auch an an-
deren Stellen laufen die Kosten
davon. Daher sollten von Jahr zu
Jahr alle Positionen des Wirt-
schaftsplans von der Wohnungs-

eigentümerversammlung kritisch
auf den Prüfstand gestellt wer-
den. In den Müllabfuhrgebühren
steckt oft ein Einsparpotenzial.
Sachgerechte Sortierung und
Entsorgung der Abfälle hilft mit,
die Kosten hierfür einigermaßen
im Griff zu halten. Wasserkosten
lassen sich am besten durch indi-
viduelle Verbrauchserfassung
niedrig halten. Das hilft dann
auch die Gebühren für Schmutz-
wasser zu senken. Die in vielen
Gemeinden von Mecklenburg-
Vorpommern separat erhobenen
Gebühren für Niederschlagswas-
ser sind dann niedriger, wenn
unnötig versiegelte Flächen ggf.
entsiegelt werden, indem zum
Beispiel aus einer asphaltierten
oder betonierten Fläche eine mit
Gittersteinen versehene Grünflä-
che wird.

Versicherungsverträge 
auf Bedarf prüfen 

Keineswegs sollten auch die
Kosten für Hausversicherungen
kritiklos hingenommen werden.
Oft sind uralte Versicherungsver-
träge mit völlig unzeitgemäßen
Prämien der Grund für deutlich
zu hohe Belastungen. Daher soll-
te jede Hausverwaltung von Zeit
zu Zeit aktuelle Vergleichsange-
bote (minimal: 3 Angebote) ein-
holen. Im Übrigen gilt es auch
die Notwendigkeit einzelner Ver-
sicherungen in Frage zu stellen.
So ist es ganz und gar unnötig,
eine gemeinschaftliche Glasversi-
cherung zu unterhalten, wenn

alle Hausbewohner dieses Risiko
schon individuell abgesichert ha-
ben, was im Rahmen von Haus-
ratversicherungen häufig der Fall
ist.

Nicht am falschen Ende
sparen

Sparsamkeit ist gut und hilft,
die Belastungen einigermaßen
unter Kontrolle zu halten. Auf
keinen Fall sollte jedoch an den
falschen Stellen gespart werden.
So kann zu sparsames Heizen
letztlich schneller zu Feuchtig-
keits- oder Schimmelbildung
führen, insbesondere bei fal-
schen – meist zu kurzen Lüf-
tungsgewohnheiten. Ein Auf-
schieben von notwendigen In-
standhaltungsmaßnahmen kann
die späteren Kosten nachhaltig
erhöhen und eine Senkung der
Instandhaltungsrücklage hat
schon viele Eigentümergemein-
schaften in arge Nöte gebracht,
wenn dringender Reparaturbe-
darf plötzlich aufkam.

Kostenbewusstsein
ausweiten 

Wichtig vor allem ist, dass in
den Wohneigentümergemein-
schaften Kostenbewusstsein
herrscht. So sollten Hausverwal-
tung, Beirat und Miteigentümer
regelmäßig die Kostenentwick-
lung kontrollieren und für einen
regen Meinungsaustausch zu die-
sem Thema auf jeder Eigentü-
merversammlung sorgen.

Praktische Tipps zur Kostenoptimierung
WOHNEIGENTUMSANLAGEN

Problem: Manchmal trifft es
den Eigentümer einer Immobilie
gleich doppelt: Sein Mieter oder
Pächter wird zahlungsunfähig
und gleichzeitig fordert die Kom-
mune die Grundsteuer von ihm.
Doch in solchen Situationen
kann der Betroffene eine teilwei-
se Stundung der Grundsteuer be-
antragen – und dies unter Um-
ständen sogar gerichtlich durch-
setzen. (OVG Saarlouis, Az 1 Q
26/01)

Fall: Ein Grundstückseigentü-
mer hatte eine Gaststätte ver-
pachtet. Doch viel Freude hatte
er an dem Geschäft nicht, denn
der Pächter war nach einiger Zeit
nicht mehr in der Lage, seinen
monatlichen Zahlungen nachzu-
kommen. Daraufhin trat der Ver-
mieter an seine Kommune heran
und bat darum, dass ihm die
Grundsteuern zumindest teilwei-
se erlassen würden. Schließlich

Keine Grundsteuer bei Mietausfall?
Kommune kann zur Großzügigkeit verpflichtet werden

Die Verpflichtung zur Instand-
haltung und Instandsetzung des
Mietobjekts kann bei der Gewer-
beraummiete auch formularmä-
ßig, also ohne individuelles Aus-
handeln vom Vermieter auf den
Mieter übertragen werden, so-
weit sie sich auf Schäden er-
streckt, die dem Mietgebrauch
oder der Risikosphäre des Mie-
ters zuzuordnen sind.

Mit Urteil vom 06.04.2005 (XII
ZR 158/01) hat der Bundesge-
richtshof entschieden, dass diese
Abweichung vom gesetzlichen
Leitbild aber ihre Grenze dort fin-
det, wo dem Mieter – wenn auch

anteilig – die Erhaltungslast von
gemeinsam mit anderen Mietern
genutzten Flächen und Anlagen
ohne Beschränkung der Höhe
nach auferlegt wird (hier: Ge-
meinschaftsflächen und -anlagen
in einem Einkaufszentrum).
Denn damit würden, dem einzel-
nen Mieter auch Kosten übertra-
gen, die nicht durch seinen Miet-
gebrauch veranlasst sind und da-
mit nicht in seinen Risikobereich
fallen. Deren Höhe sei nicht
überschaubar. Die entsprechende
Mietvertragsklausel wurde daher
wegen unangemessener Benach-
teiligung für unwirksam erachtet.

Kosten der Instandhaltung/
-setzung von Gewerberaum

Führt ein Mieter aufgrund ei-
ner unwirksamen Endrenovie-
rungsklausel beim Auszug Schön-
heitsreparaturen aus, so muss
ihm der Vermieter die erforderli-
chen Kosten einschließlich Ar-
beitsaufwand erstatten (Landge-
richt Freiburg 21.06.2001 3 S
12/01).

Die Richter befanden, eine
Endrenovierungsklausel mit dem
wesentlichen Grundgedanken
der gesetzlichen Regelung nicht
zu vereinbaren, § 9 AGB-Gesetz

(jetzt § 307 Abs. 2 BGB). Der Mie-
ter hatte in Unkenntnis der Un-
wirksamkeit der Schlussrenovie-
rungsklausel die Schönheitsrepa-
raturen durchgeführt. Als er er-
fuhr, dass er diese hätte nicht
durchführen müssen, verklagte
er den Vermieter, weil dieser un-
gerechtfertigt bereichert sei. Der
Mieter bekam Recht, weil positi-
ve Kenntnis Schönheitsreparatu-
ren nicht durchführen zu müs-
sen – nicht nachgewiesen wer-
den konnte (siehe § 814 BGB).

Vermieter muss Schönheits-
reparaturen erstatten Eine Mieterhöhung nach § 558

BGB (ortsübliche Vergleichsmie-
te) kann auch dann stattfinden,
wenn sich die bisherige Miete be-
reits innerhalb der Bandbreite
der konkreten ortsüblichen Ver-
gleichsmiete befindet. 

Das hat der Bundesgerichtshof
mit Urteil vom 06.07.2005 (VIII
ZR 322/04) entschieden. Im Fall
wurde von der Vermieterin bei
einer Ausgangsmiete von 5,75
Euro eine Erhöhung auf 6,22

Euro je m2 gefordert. Für die kon-
krete ortsübliche Vergleichsmiete
ermittelte der Gerichtssachver-
ständige eine Bandbreite von
5,75 Euro bis 6,23 Euro je m2.
Damit lag die Ausgangsmiete
nicht unter dem Niveau der örtli-
chen Vergleichsmiete. Dies sei
aber auch keine Voraussetzung
eines wirksamen Erhöhungsver-
langens, entschied der Bundesge-
richtshof und bestätigte somit
die Mieterhöhung.

„Ortsübliche“ Vergleichsmiete

Einem Mieterhöhungsbegeh-
ren des Vermieters kann der Mie-
ter auch durch schlüssiges Ver-
halten zustimmen, insbesondere
durch Zahlung der erhöhten
Miete.

Das gilt auch bei einem un-
wirksamen Erhöhungsverlangen.
In einem solchen Fall kommt
gleichwohl eine (wirksame) Miet-
erhöhungsvereinbarung zustan-
de. Mit Urteil vom 29.06.2005
(VIII ZR 182/04) bestätigte der
Bundesgerichtshof damit die Ab-
weisung einer Mieterklage, mit
der die Rückerstattung vermeint-
lich jahrelanger Mietüberzahlun-
gen verlangt worden war.

Zustimmung
einer Miet-
erhöhung

WERBUNGSKOSTEN

Normalerweise stellt der Arbeit-
geber seinem Beschäftigten ein
Büro zur Verfügung, in dem die-
ser seiner Tätigkeit nachgehen
kann. Doch manchmal ist dies
nicht möglich oder nicht er-
wünscht. In diesen Fällen kann
der Arbeitnehmer nach der
Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs seiner Firma gegen Ent-
gelt einen Raum seiner Privat-
wohnung überlassen und an-
schließend steuerlich Werbungs-
kosten aus Vermietung und Ver-
pachtung geltend machen (Bun-
desfinanzhof, Az.: VI R 25/02).

Ein Diplom-Forstingenieur und

Revierförster wurde zum Vermie-
ter seines Arbeitgebers. Zwar hät-
te ihm grundsätzlich ein Förste-
reigehöft zur Verfügung gestan-
den, doch das wollte die Behörde
aus Kostengründen auflösen und
verkaufen. Deswegen einigte man
sich auf einen Kompromiss: Der
Beschäftigte stellte einen Büro-
raum im Keller seines Einfamili-
enhauses zur Verfügung. Dort er-
ledigte er seine Innendienstarbei-
ten und empfing das Publikum.
Monatlich erhielt er dafür im Ge-
genzug 46 Euro. In der nächsten
Steuererklärung machte der Förs-
ter die Aufwendungen für den

Büroraum in Höhe von zunächst
3060 Euro als Werbungskosten
geltend. Der Fiskus wollte aller-
dings nur 1220 Euro anerkennen,
weil es sich um Einkünfte aus
nichtselbständiger Arbeit handle.

Die höchsten deutschen Fi-
nanzrichter teilten die Meinung
der Finanzbehörde nicht. Bei
dem Dienstzimmer des Försters
handle es sich nicht um ein häus-
liches Arbeitszimmer in klassi-
schem Sinne, das steuerlichen
Abzugsbeschränkungen unterlie-
ge. Der Beschäftigte könne daher
seine vollen Werbungskosten gel-
tend machen.

Büroraum im Privathaus an Arbeitgeber
vermietetLEBENSPARTNERSCHAFTSGESETZ

Mieter haben häufig den
Wunsch, Personen in der Woh-
nung mit aufzunehmen, ohne
dass diese Vertragspartner werden
wollen. Sind diese Personen Fami-
lienangehörige oder Ehepartner
(auch Lebenspartner im Sinne des
Lebenspartnerschaftsgesetzes), be-
darf es grundsätzlich keiner Er-
laubnis des Vermieters hierzu. 

Trotz gegenteiliger Ansichten
einzelner Gerichte, die sich unter
anderem auf gewandelte soziale
Anschauungen gründen, sind
aber Lebensgefährten, die mit

dem Mieter bzw. Mieterin nicht
weiter rechtlich verbunden sind,
keine Personen, für welche diese
Erlaubnisfreiheit gelten würde.
Der Vermieter ist allerdings zur
Erteilung der Erlaubnis verpflich-
tet, falls nicht in der Person des
bzw. der einziehenden Dritten
ein hindernder wichtiger Grund
vorliegt, die Wohnung überbe-
legt würde oder aus sonstigen
Gründen eine besondere Unzu-
mutbarkeit für den Vermieter be-
steht (BGH, Urteil v. 05.11.2003,
VIII ZR 371/02).

Einzug eines Lebensgefährten

Gut genutzt werden von
Wohnraummietern in Hausein-
gängen angebrachte „Pinntafeln“
oder bei Bedarf auch „Hausmeis-
ter-Briefkästen“. Die Mieter sind
dankbar für diese Möglichkeiten,
informiert zu werden oder sich
ggf. bequem und zuverlässig mit
dem Hausmeister in Verbindung
setzen zu können. Ob sie nun
um ein Gespräch bitten oder
aber auf Defekte und notwendige
Reparaturen in Haus und Woh-
nung hinweisen, beim nächsten
Besuch im Wohnblock leitet der
Hausmeister nach Terminverein-
barung alles Notwendige ein.

Mitunter kam es allerdings
schon vor, dass Mieter die Dring-
lichkeit einer Information nicht
richtig einschätzten. Tritt bei-
spielsweise aus Leitungen im Kel-
ler oder in der Wohnung Wasser
aus oder ist aus Elektroanlagen
ein Knistern zu vernehmen,

muss sofort Abhilfe geschaffen
werden. In derartigen Fällen soll-
te umgehend eine Meldung über
ein „Havarietelefon“ gehen (Tele-
fon-Nr. bedenken). Bei einfachen
Fällen genügt es, das Problem
mit dem Hausmeister zu bere-
den.

Eigentümer sollten ihre Mieter
bereits beim Einzug so einwei-
sen, dass diese wissen, von wel-
chem Mangel ggf. ein größerer
Schaden ausgehen kann. Fällt et-
wa im Flur eine von mehreren
Glühlampen aus, kann sicher
nicht von Gefahr gesprochen
werden. Auch wenn die Kellertü-
re hakt oder sich das Fenster nur
schwer schließen lässt, kommt
Abhilfe auch noch wenige Tage
später zurecht.

Wo jedoch Feuer, Wasser, Gas
oder Elektroanlagen im Spiel
sind, sollte der Mieter rasch eine
Meldung geben.

Havarie im Haus – was ist zu tun?

sei der „Rohertrag“ der Immobi-
lie erheblich gemindert. Und für
diese Fälle sehe das Gesetz ein
Entgegenkommen bei den
Grundsteuern vor. Doch die
Kommune stellte sich stur, wo-
raufhin der Eigentümer vor dem
Verwaltungsgericht klagte.

Urteil: Die Juristen des Ober-
verwaltungsgerichts (OVG) Saar-
louis verpflichteten die Gemein-
de, dem Kläger die Grundsteuer
für drei Jahre teilweise zu erlas-
sen. Es handle sich hier um ei-
nen geradezu typischen Fall für
eine vom Grundstückseigentü-
mer nicht zu vertretende Minde-
rung des Rohertrages. Das OVG
wies allerdings auch darauf hin,
dass ein Betroffener zuvor nach-
weislich alles getan haben müsse,
um die rückständige Miete einzu-
treiben oder die Räumung des
Objekts zu betreiben.

Grundsätzlich gilt, dass der
Schuldner erst auf eine Mahnung
nach Fälligkeit in Verzug gerät,
§ 286 Abs. 1 BGB. Unter be-
stimmten Vorraussetzungen
kommt der Schuldner auch ohne
Mahnung in Verzug, nämlich
wenn er nicht innerhalb von 30
Tagen nach Fälligkeit und Zu-
gang einer Rechnung oder
gleichwertigen Zahlungsaufstel-
lung leistet, wobei aber ausdrück-
lich auf die Folgen der Nichtzah-
lung hinzuweisen ist. Wenn es
sich um einen Verbraucher han-
delt, gelten §§ 286 Abs. 3 BGB,
13 BGB. Ist der Schuldner Unter-
nehmer (§ 14 BGB), gilt der Ver-
zug automatisch nach 30 Tagen.
Um diese gesetzlichen Vorgaben
zu verkürzen, ist es denkbar bei
einer Betriebskostenabrechnung
binnen 2 Wochen Nachzahlung
zu fordern und – wenn erfolglos
– danach binnen weiterer 10 Ta-
ge den Mieter in Verzug zu set-
zen. Zahlt der Mieter nicht frist-
gerecht, können Verzugszinsen
berechnet werden.

Kraft Gesetzes gerät der Schuld-
ner ohne Mahnung in Verzug,
wenn für die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt ist,
wie bei der Miete. Diese ist nach
§ 556 b BGB seit dem 1.9.2001
spätestens bis zum 3. Werktag ei-
nes Monats zu zahlen. Entspre-
chendes gilt bei einer vertragli-

Verzug ist auch ohne Mahnung
möglich

chen Verzugsregelung, wenn z.B.
die Miete bis zum 15. eines Mo-
nats zu zahlen ist.

Sofern keine höheren Verzugs-
zinsen durch den Gläubiger auf-
grund eines Bankkredites nach-
gewiesen werden, waren kraft
Gesetzes vom 1.1.1900 bis 30.4.
2000 = 4 Prozent Zinsen anzuset-
zen. Seit dem 1.5.2000 beträgt
der Zins nach § 288 BGB 5 Pro-
zent-Punkte über dem Basiszins-
satz für Verbraucher (§ 13 BGB)
und sogar 8 Prozent-Punkte über
dem Basiszinssatz für Unterneh-
mer (§ 14 BGB). Ein Verbraucher
ist jede natürliche Person, die ein
Rechtsgeschäft zu einem Zweck
abschließt, der weder gewerbli-
cher noch selbständiger berufli-
cher Tätigkeit zugerechnet wer-
den kann. § 247 BGB bestimmt,
dass der Basiszinssatz jeweils zum
1. Januar und 1. Juli von der Eu-
ropäischen Zentralbank be-
stimmt und von der Deutschen
Bundesbank im Bundesanzeiger
bekannt gegeben wird.

Der Basiszinssatz beträgt seit
1.6.2005 = 1,17 Prozent, so dass
6,17 Prozent Zinsen bei Verzug
angesetzt werden können. Ist ein
Verbraucher nicht beteiligt, z.B.
bei Gewerbevermietung, gelten
9,17 Prozent (1,17 Prozent + 8
Prozent).

VERZUGSZINSEN



NOVEMBER 2005 SEITE 6MECKLENBURG-VORPOMMERN

www.handel-handwerk-
dienstleistungen.de

Schikane der Mieter unterei-
nander führt Einzelne in Isolati-
on, schmälert deren Lebensquali-
tät und führt letztlich gar zur
Kündigung des Wohnraums. Ver-
mieter sollten bei Bedarf mittels
Schlichtungsgespräch zwischen
Betroffenen vermitteln.

Ähnlich wie in der Arbeitswelt
gibt es auch im Mehrfamilien-
haus manchmal Mobbing zwi-
schen einzelnen Mietparteien.
Der Begriff leitet sich aus dem
englischen „mob“ ab und bedeu-
tet so viel wie sich auf jemanden
stürzen, über jemanden herfallen.
Unter dem Begriff werden Vor-
gänge wie Schikanieren, Sabotie-
ren, Intrigieren, Fertigmachen
oder Rausekeln zusammengefasst.
Mobbing kommt auch in Hausge-
meinschaften vor aus denen man
sich als Mieter nicht ohne weite-
res selbst „entfernen“ kann. 

Besonders Alleinstehende, neue
Mieter in einer eingeschworenen
Hausgemeinschaft oder junge
Leute können Opfer sein. Die
Schikanen reichen von böswillig
an der Wohnungstür abgelager-
tem Müll über entwendete Blu-
menstöcke bis hin zu körperli-
cher Gewalt. Die Beweisführung
ist dabei oft schwierig. Für den
Vermieter ist es somit nicht
leicht, sich in solchen Fällen ein
Urteil zu bilden. Daher ist auch
ein Einschreiten nur selten mög-
lich. Lediglich, wenn sich beweis-
bar herausstellt, dass ein Mieter

einen anderen Mieter aus dem
Haus mobben will, ist der Ver-
mieter nach einer Abmahnung
wegen Störung des Hausfriedens
auch zur Kündigung berechtigt.
Doch genau diesen Beweis zu er-
bringen gelingt nur schwer. An-
sonsten ist es in schweren Fällen
sicher die Arbeit der Polizei.

Gerade Menschen, die in ihrer
Lebensart, ihrem Glauben oder
irgend sonst anders sind als die
„übliche Masse Mensch“, verdie-
nen dennoch Akzeptanz und To-
leranz. Treten unter Mietern Dif-
ferenzen auf und der Vermieter
wird informiert, sollte unbedingt
das Gespräch zwischen den Be-
troffenen (ggf. Mediation) orga-
nisiert werden. Doch das klappt
nicht immer. Hinterhältige Mob-
bingversuche sind übel, darunter
leidet die Lebensqualität der Be-
troffenen. 

Es beginnt oft schon beim Rau-
chen auf dem Flur oder Balkon
oder dem Grillen. Genüsslich
lehnen sich viele Raucher im
Sonnenstuhl bei einer Zigarette
zurück. Mancher Nichtraucher in
der Wohnung darüber oder da-
neben kann kein Fenster öffnen,
weil der Rauch in seine Woh-
nung zieht. Ein häufiges Problem
in großen Miethäusern. Hier hilft
kaum ein Wort des Vermieters.
Die Lösung kann nur mit gegen-
seitiger Rücksicht der Mitmen-
schen und Toleranz helfen.

Mietermobbing
verhindern

LESERFRAGEN

Liebe Leserinnen und Leser, 

die auf dieser Seite veröffentlichten Fragen und Antworten sind in Kurzform beantwortet und können keines-
falls eine umfassende, individuelle Fach- bzw. Rechtsberatung bei Ihrem regionalen Haus & Grund-Ortsverein
ersetzen. Die Beratungszeiten der 20 Vereine des Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern können Sie aus
der Vereinstabelle (Seite 6 unten) entnehmen.
Falls Sie persönlich Fragen zu aktuellen wohnungspolitischen bzw. mietrechtlichen Problemen haben, schrei-
ben oder mailen Sie an: Redaktion Haus & Grund M-V, Heinrich-Mann-Str. 11/13, 19053 Schwerin, E-Mail:
haus-u-grund-red@t-online.de

IM LANDESVERBAND HAUS & GRUND MECKLENBURG-VORPOMMERN E.V. ORGANISIERTE HAUS-, WOHNUNGS- UND GRUNDEIGENTÜMERVEREINE

Telefonnummern, Beratungszeiten und -orte (für Mitglieder und Neuaufnahmen)

Haus & Grund 
Vereine in M-V

Vorsitzende/r Telefon
Sprechzeiten

wann... wo...

Anklam Holger Krüger 0 39 71 / 24 31 30 2. und 4. Di im Monat 16–18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 03 88 47 / 5 45 26 1. Fr im Monat 19–21 Uhr 19258 Boizenburg Schützenstr. 7

Friedland Norbert Räth 03 96 01 / 2 16 60 Di 9–12 und Do 9–12 + 13–17 Uhr (od. tel.Ver.) 17098 Friedland Marienstr.17

Graal-Müritz Hans-Jürgen Grönert 03 82 06 / 70 60 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Löwenzahnweg 3

Greifswald Eckehard Bürger 0 38 34 / 50 01 59 Mo 17–18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstr. 18

Hagenow Günter Westendorf 0 38 83 / 72 22 71 1. Mi im Monat 17–18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Str.11

Malchow Frank Eckstein 03 99 32 / 1 39 53 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Str. 23

Neubrandenburg Jens Arndt 0395 / 4211749 2. Mo im Monat 17–19 Uhr 17033 Neubrandenb. Südbahnstr. 17

Neustrelitz Ursula Peuker 0 39 81 / 20 62 64 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstr. 18

Parchim Manfred Paßgang 0 38 71 / 26 51 84 Di 16–18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Str.1

Rechlin Jürgen Krämer 03 98 23 / 2 13 97 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17248 Rechlin Müritzstraße 26

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 0 38 21 / 81 29 76 Mo–Fr 8–16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Str. 86

Rostock Bernd Läufer 03 81 / 45 58 74 Mo 17–19 und Do 10–12 Uhr 18057 Rostock Neubramowstr. 12

Schwerin Monika Rachow 0385 / 5777410 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Stralsund Werner Murzynowski 0 38 31 / 29 04 07 Di und Do 16–19 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1 a

Uecker-Randow Michael Ammon 03973 / 43800 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Str. 25 c

Waren Özden Weinreich 03 99 28 / 50 26 1. Do im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17219 Waren S.-Marcus-Str. 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 0 38 36 / 60 04 39 1. Fr im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 03 83 92 / 2 23 17 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

Landesverband Haus & Grund® Mecklenburg-Vorpommern

H&G M-V / Präsident Lutz Heinecke 0385 / 5777410 Mo 17–19 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Landesgeschäftsstelle Frau Ziesemer 0385 / 5777410 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Redaktion LV-Zeitung Erwin Mantik 0385 / 2075213 Mo 17–18 Uhr (sonst: Tel. 01 72 / 385 89 59) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 0381 / 4900026 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Neubramowstr. 12

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 0385 / 5777408 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Ausführliche Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE

Frage: Seit längerer Zeit habe
ich Probleme mit meinem Mie-
ter, der behauptet, die Zahlung
jeweils zum Monatsende sei
rechtens. Ich bin der Meinung,
die Zahlung muss zu Beginn des
Monats erfolgen. Vertraglich ha-
ben wir seinerzeit dazu nichts
schriftlich geregelt. Handelt
mein Mieter korrekt? Ferner ist
zwischen uns unklar ob der
Samstag als Werk- oder als Feier-
tag zählt. Rechnen zur Miete
auch die Betriebskosten?

Antwort: Paragraf 556 b Ab-
satz 1 BGB bildet für die Woh-
nungs- und Geschäftsraummiete
die maßgeblichen Vorschriften
ab. Dort ist u. a. festgelegt, dass
die Miete zu Beginn – spätestens
jedoch bis zum dritten Werktag
eines Monats zu entrichten ist.
Ihr Mieter hat offenbar noch die
ehemalige Regelung im Ge-
dächtnis, die bis zum 31.08.
2001 gegolten hatte. Damals war
der Vermieter vorleistungspflich-
tig, das heißt, der Mieter brauch-
te erst am Monatsende zu zah-
len. Allerdings war es in unseren
von Haus & Grund Mecklen-

burg-Vorpommern vertriebenen
Mietverträgen bereits seit 1990
üblich, den Fälligkeitszeitpunkt
durch Vertrag im Sinne der heu-
tigen gesetzlichen Bestimmung
zu gestalten. Wir weisen darauf
hin, dass diese Wohnraummiet-
vertrags-Formulare vom Landes-
verband Haus & Grund bis heu-
te ständig aktualisiert und an die
aktuelle Rechtslage für Mecklen-
burg-Vorpommern angepasst
werden.

Zu den Werktagen zählen alle
Tage mit Ausnahme der Sonn-
und gesetzlichen Feiertage. Da-
rüber, ob die Samstage als Werk-
tage zu werten sind, gehen die
Meinungen bei den Gerichten
auseinander. Zugunsten des Mie-
ters wird größtenteils angenom-
men, dass der Samstag kraft Ver-
kehrssitte den Sonn- und Feier-
tagen gleichzustellen ist, weil an
diesem Tag Bankgeschäfte für
die übliche unbare Zahlung
nicht möglich sind. Dem Mieter
sollen drei Werktage zur Verfü-
gung stehen, um seine Zah-
lungsverpflichtung erfüllen zu
können.

Schwierigkeiten durch
unkorrekte Mietverträge

Frage: Ich möchte eine neue Einlieger-
wohnung mit Dachschrägen vermieten und
die Wohnungsgrundfläche für den Mietver-
trag genau ermitteln. Wie wird eine Berech-
nung der Wohnungsgrundfläche nach dem
Wohnraumförderungsgesetz durchgeführt?

Antwort: Seit Anfang 2004 besteht die
neue Wohnflächenverordnung (WoFIV) die
Richtwerte für eine korrekte Berechnung
der Wohnflächen nach dem Wohnraum-
förderungsgesetz ermöglicht. Die Wohnflä-
che einer Wohnung umfasst danach die
Grundflächen der Räume, die ausschließ-
lich zu dieser Wohnung gehören. 

Dazu gehören auch die Grundflächen
von Wintergärten, Schwimmbädern und
ähnlichen nach allen Seiten geschlossenen
Räumen sowie Balkonen, Loggien, Dach-
gärten und Terrassen, wenn sie ausschließ-
lich zu der Wohnung gehören.

Nicht zu den Grundflächen gehören fol-
gende Räume: Zubehörräume, insbesondere
Kellerräume, Abstellräume und Kellerersatz-
räume außerhalb der Wohnung, Waschkü-
chen, Bodenräume, Trockenräume, Hei-
zungsräume und Garagen, oder Räume, die
nicht den an ihre Nutzung zu stellenden
Anforderungen des Bauordnungsrechts ge-
nügen.

Die Grundfläche ist von Ihnen nach den
lichten Maßen zwischen den Bauteilen zu

ermitteln; dabei ist von der Vorderkante
der Bekleidung der Bauteile auszugehen. Bei
fehlenden begrenzenden Bauteilen ist der
bauliche Abschluss zu Grunde zu legen.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind
die Grundflächen namentlich einzubezie-
hen von Tür- und Fensterbekleidungen so-
wie Tür- und Fensterumrahmungen, Fuß-,
Sockel- und Schrammleisten, fest eingebau-
ten Gegenständen, wie z. B. Öfen, Heiz-
und Klimageräten, Herden, Bade- oder
Duschwannen, freiliegenden Installatio-
nen, Einbaumöbeln und nicht ortsgebun-
denen, versetzbaren Raumteilern.

Außer Betracht bleiben die Grundflächen
von Schornsteinen, Vormauerungen, Be-
kleidungen, freistehenden Pfeilern und Säu-
len, wenn sie eine Höhe von mehr als
1,50 m aufweisen und ihre Grundfläche
mehr als 0,1m2 beträgt, Treppen mit über
drei Steigungen und deren Treppenabsätze,
Türnischen und Fenster- und offenen
Wandnischen, die nicht bis zum Fußboden
herunterreichen oder bis zum Fußboden
herunterreichen und 0,13 m oder weniger
tief sind. 

Die Grundfläche ist durch Ausmessung
im fertig gestellten Wohnraum oder auf
Grund einer Bauzeichnung zu ermitteln. 

Wird die Grundfläche auf Grund einer
Bauzeichnung ermittelt, muss diese 

1. für ein Genehmigungs-, Anzeige-, Ge-
nehmigungsfreistellungs- oder ähnliches
Verfahren nach dem Bauordnungsrecht des
Landes Mecklenburg-Vorpommern gefertigt
oder, wenn ein bauordnungsrechtliches
Verfahren nicht erforderlich ist, für ein sol-
ches geeignet sein und
2. die Ermittlung der lichten Maße zwi-
schen den Bauteilen im Sinne des Absatzes
1 ermöglichen.

Ist die Grundfläche nach einer Bauzeich-
nung ermittelt worden und ist abweichend
von dieser Bauzeichnung gebaut worden,
ist die Grundfläche durch Ausmessung im
fertig gestellten Wohnraum oder auf Grund
einer berichtigten Bauzeichnung neu zu er-
mitteln.

Die Grundflächen von Räumen und
Raumteilen mit einer lichten Höhe von
mindestens 2 m sind vollständig, von Räu-
men und Raumteilen mit einer lichten Hö-
he von mindestens 1 m und weniger als 
2 m sind zur Hälfte, von unbeheizbaren
Wintergärten, Schwimmbädern und ähnli-
chen nach allen Seiten geschlossenen Räu-
men sind zur Hälfte, von Balkonen, Log-
gien, Dachgärten und Terrassen sind in der
Regel zu einem Viertel, höchstens jedoch
zur Hälfte, anzurechnen.

Wohnflächenverordnung bei Ausmessungen beachten

Frage: In meinem vermiete-
ten Einfamilienhaus war im
letzten Winter mehrfach die
Heizung defekt. Der Mieter hat-
te eigenständig die Heizung
durch eine Fachfirma warten
lassen. Seitdem ist nach Aussa-
gen des Mieters die Heizung lau-
fend nicht in Ordnung. Da der
Mieter mich nicht einlässt und
das Wohnungsschloss getauscht
hat, kann ich die Heizung nicht
selbst kontrollieren. Ich halte
diese Aussperrung für rechts-
widrig, was kann ich tun? Muss
ich die Handwerkerrechnungen,
die die Firma an mich geschickt
hat, bezahlen?

Antwort: Wenn Sie ein Einfa-
milienhaus vermieten, geben
Sie damit die Befugnis ab, es
selbst zu nutzen. Das bedeutet,
dass Sie das Haus und Grund-
stück nur noch betreten dürfen,
wenn Sie mit dem Mieter vorab
einen Termin vereinbart hatten
und dieser einem Treffen zuge-
stimmt hatte, nur Notfälle wä-
ren ausgenommen. Anders sieht
die Sache aus, wenn Sie im
Mietvertrag konkrete Vereinba-

rungen, wie zyklische War-
tungs- oder Besichtigungstermi-
ne einbezogen haben.

Bezüglich der Heizung sollten
Sie bedenken: Wenn der Mieter
eine Firma bestellt hat, ohne Sie
vorher zu fragen, dann muss er
auch die Kosten selbst tragen.
Ausnahmen gelten hier nur für
absolute Notfälle oder dann,
wenn der Mieter Ihnen einen
Defekt gemeldet hatte, den Sie
aber trotz angemessener Fristset-
zung nicht beseitigen ließen. 

Üblich ist: Der Mieter muss
Ihnen den Defekt melden, da-
mit Sie entscheiden können,
wie dieser behoben werden
kann. Daher können Sie der Fir-
ma, die Sie nicht beauftragt ha-
ben, die Rechnung zurückschi-
cken. Beachten Sie, ob Sie im
Mietvertrag eine Kleinreparatur-
klausel vereinbart hatten und
die Rechnung ggf. zu Lasten des
Mieters ausfällt. In unsere Miet-
verträge von Haus & Grund 
M-V haben wir vorsorglich der-
artige Kleinreparaturklauseln
mit berücksichtigt.

Besichtigungstermine vorab
schriftlich vereinbaren

Als Alternative zur Garage wird
der Carport als schützendes Dach
für den fahrbaren Untersatz auch
in Mecklenburg-Vorpommern
immer beliebter. Denn die Unter-
stände aus Holz sind meist kos-
tengünstiger als Garagen und für
einen Carport ist zudem meist
keine Baugenehmigung notwen-
dig, grundsätzlich gilt für das
Aufstellen von Carports jedoch
die Landesbauordnung Mecklen-
burg-Vorpommern (LBO M-V). 

Mit Einsatz des vorwinterli-
chen Schmuddelwetters zeigen
Carports ihre ganze Größe:

Durch die optimale Durchlüf-
tung trocknen nasse Fahrzeuge
innerhalb kürzester Zeit ab, so
dass das Salzwasser im Winter
nicht an Bremsscheiben oder
Unterboden nagen kann und
durch die Integration eines Gerä-
tehäuschens finden auch Som-
merreifen, Fahrräder oder Gar-
tenmöbel einen trockenen und
sicheren Platz. Das Bild zeigt eine
interessante Variante mit Dachs-
tauraum, die zwar originell aus-
sieht, aber nicht überall in den
Gemeinden in diesem Stil aufge-
stellt werden darf.

Carports: Sicherer Schutz 
vor Wind und Wetter

Stemmt ein Wohnungseigentü-
mer ein 10 x 10 cm großes Loch
zur Seite eines Durchganges
zweier Einfamilienhäuser, um ei-
ne Lüftung für seine Küche zu in-
stallieren, so muss er den Wand-
durchbruch wieder schließen,
wenn der Nachbar „wesentlich
und über das bei einem geordne-
ten Zusammenleben unvermeid-
liche Maß hinaus“ beeinträchtigt
wird. (Bayerisches OLG 2 Z BR
148/04).

Bratenduft-
belästigung

Wer beim Umzug in eine neue
Wohnung nicht alle Möbel mit-
nimmt, darf sich mit dem Abho-
len nicht grenzenlos Zeit lassen.
Nach sechs Monaten räumte ein
Vermieter die Möbel aus. Darauf-
hin klagte der frühere Mieter und
verwies auf seine Eigentumsrech-
te. Die Richter gaben aber dem
Vermieter Recht, dieser sei nicht
verpflichtet das Mobiliar länger
als sechs Monate aufzubewahren.
(OLG Bamberg, 6 J 20/03)

Möbelmit-
nahmefrist


